BFH Bundesfinanzhof %

Urteil vom 24. August 2017, VR 11/17

Zur Subsidiaritat der Feststellungsklage bei Zweifeln an der ortlichen Zustandigkeit des Finanzamtes
ECLI:DE:BFH:2017:U.240817.VR11.17.0

BFH V. Senat

GG Art 101 Abs 1, FGO & 38, FGO & 41 Abs 2, AO § 125, A0 § 127

vorgehend Finanzgericht des Saarlandes , 14. Februar 2017, Az: 2 K 1149/14
Leitsatze

NV: Die in § 127 AO vorgesehene Anfechtungsbeschrankung kann nicht umgangen werden, indem wegen
Verfahrensfehlern i.S. des § 127 AO, die nicht zur Aufhebung des Bescheides fiihren, eine Feststellungsklage erhoben
wird.

Tenor

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des Finanzgerichts des Saarlandes vom 15. Februar 2017 2 K 1149/14
aufgehoben, soweit es dem hilfsweise gestellten Antrag festzustellen, dass das Finanzamt die ortlich zustandige Behorde
fur die Umsatzbesteuerung der Klagerin und verpflichtet ist, den Besteuerungsfall vom Finanzamt L zu ibernehmen,
stattgegeben hat.

Die Feststellungsklage wird als unzulassig verworfen.

Die Kosten des gesamten Verfahrens hat die Klagerin zu tragen.

Tatbestand

1 Die Klagerin und Revisionsbeklagte (Klagerin) ist eine Aktiengesellschaft ("Société Anonyme") luxemburgischen
Rechts. lhr Sitz ist in Y in Luxemburg. Zweck der Gesellschaft ist der An- und Verkauf sowie die Vermietung von
Kranen und Baumaschinen aller Art. Seit Dezember 2008 ist die E Sarl, ebenfalls eine Gesellschaft luxemburgischen
Rechts, zu 100 % am Stammkapital der Klagerin beteiligt. Am Stammkapital der E Sarl war S mit Wohnsitz in B
(Inland) zu 100 % beteiligt.

2 Die Klagerin war in der Bundesrepublik Deutschland (Deutschland) steuerlich zunachst nicht erfasst. Die
Steuerfahndungsstelle beim Finanzamt (FA) A fuhrte eine Steuerfahndungsprifung fur die Jahre 2006 bis 2010
durch und kam zu dem Ergebnis, dass sich die Geschaftsleitung der Klagerin im Inland befunden habe. Am 17. April
2012 stellte die Klagerin beim Beklagten und Revisionsklager (dem gemaf & 21 Abs. 1 Satz 2 der Abgabenordnung
--AO--i.V.m. & 1 Abs. 1 Nr. 15 Umsatzsteuerzustandigkeitsverordnung fiir die Umsatzbesteuerung von
Unternehmern mit statuarischem Sitz im GrofRherzogtum Luxemburg zustandigen FA) einen Antrag auf
umsatzsteuerliche Erfassung als auslandische Unternehmerin. Das FA lehnte den Antrag ab und verwies die
Klagerin auf eine umsatzsteuerliche Erfassung beim zustandigen Lagefinanzamt, damals dem FA B.

3  Die Klagerin, die im Juni 2012 ihren Sitz innerhalb Luxemburgs von X nach Y verlegt hatte, nunmehr eine
Bankverbindung in Luxemburg angab, ihren in Deutschland wohnhaften Geschaftsfiihrer abberufen und die in
Luxemburg und Frankreich wohnhafte R zur neuen Geschaftsfiihrerin bestellt hatte, stellte am 4. Dezember 2012
beim FA erneut den Antrag auf Erteilung einer Steuernummer. Diesen wies das FA am 11. Dezember 2012 unter
Hinweis auf die zwischenzeitlich beim FA B erfolgte umsatzsteuerliche Erfassung zurtick. Den hiergegen
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eingelegten Einspruch vom 18. Dezember 2012 verwarf das FA mit Einspruchsentscheidung vom 1. April 2014 als
unzuldssig.

4 Das FA B hatte zwischenzeitlich unter dem 20. Marz 2013 Bescheide tiber Umsatzsteuer fiir 2006 bis 2010 erlassen.
Hiergegen legte die Klagerin Einspriiche ein, Uber die noch nicht entschieden ist. Fur die Veranlagungszeitraume
2011 und 2012 reichte sie weder Steuererklarungen noch Voranmeldungen ein, und es erfolgten auch keine
Festsetzungen. Fur das Jahr 2013 erfolgte lediglich eine Voranmeldung fir Januar mit einem Vorsteueriiberhang
von 622.629,50 €. Fir das Jahr 2014 wurde lediglich fur Juni 2014 eine Umsatzsteueranmeldung eingereicht.
Jahreserklarungen liegen nicht vor.

5  Aufgrund eines Organisationsaktes sind die FA B und C zum 1. Juli 2015 zum FA C fusioniert. Der Klagerin wurde
daraufhin durch das FA C eine neue Steuernummer erteilt. Nach dem Ergehen von Schatzungsbescheiden zu den
Umsatzsteuervoranmeldungszeitraumen Januar bis Mai 2015 teilte die Klagerin dem FA C mit, dass sie im Jahr 2015
keine inlandischen Umsatze mehr ausgefihrt habe. Das FA C loschte deshalb die Steuernummer fir
Umsatzsteuerzwecke zum 1. Mai 2016.

6  Mit der Klage begehrte die Klagerin, das FA zu verpflichten, ihr eine Steuernummer zu erteilen, hilfsweise
festzustellen, dass das FA die ortlich zustandige Behorde fir die Umsatzbesteuerung der Klagerin und verpflichtet
sei, den Besteuerungsfall fir die Umsatzsteuer vom FA C zu Ubernehmen.

7  Das Finanzgericht (FG) wies die (Verpflichtungs-)Klage auf Erteilung einer Steuernummer ab, gab aber mit seinem in
Entscheidungen der Finanzgerichte (EFG) 2017, 550 veroffentlichten Urteil der hilfsweise erhobenen
Feststellungsklage statt. Der Klage fehle nicht das besondere Feststellungsinteresse (§ 41 Abs. 1 der
Finanzgerichtsordnung --FGO--). Aus & 27 Satz 1 AO folge, dass ein Steuerpflichtiger gegen seinen Willen nicht die
Besteuerung durch ein unzustandiges FA dulden musse. Nach dem Willen des Gesetzgebers sei das
Zustimmungserfordernis in § 27 AO ausdriicklich deshalb aufgenommen worden, weil die Zustandigkeit des FG an
die entscheidende Finanzbehorde anknupfe (§ 63 Abs. 1 FGO) und der Steuerpflichtige damit in seinem Recht auf
den gesetzlichen Richter nach Art. 101 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes (GG) betroffen sein konne. Die Klage sei
auch nicht subsidiar gegenuber einer Anfechtungs- oder Verpflichtungsklage (§ 41 Abs. 2 FGO), denn wegen § 127
AO sei die Anfechtung eines Verwaltungsaktes nur mit der Begriindung der Verletzung der Vorschriften uber die
ortliche Zustandigkeit nicht Erfolg versprechend.

8  Hiergegen wendet sich das FA mit der Revision, mit der es Verletzung von § 41 Abs. 2 Satz 1 FGO geltend macht.
Die Klagerin konne ihre in ihren Feststellungsantragen zum Ausdruck kommenden Interessen durch eine
Gestaltungs- oder Leistungsklage verfolgen.

9 Das Interesse der Klagerin auf Feststellung der Zustandigkeit des FA habe die Klagerin bereits mit ihrem
Hauptantrag auf Erteilung einer Steuernummer verfolgt. Fur dieses Klagebegehren habe das FG die Kldgerin
ausdrucklich als nach & 40 Abs. 2 FGO klagebefugt angesehen. Dann aber sei es nicht nachzuvollziehen, weshalb
dasselbe Rechtsschutzbegehren vom FG nicht als subsididr i.S. des & 41 Abs. 2 FGO beurteilt worden sei.

10 Auch das weitere Rechtsschutzziel der Klagerin, das FA moge die vom FA B bzw. C begonnenen
Besteuerungsverfahren dbernehmen, sei subsidiar i.S. des § 41 Abs. 2 FGO, weil die Klagerin in den laufenden
Einspruchsverfahren die ortliche Unzustandigkeit des FA B bzw. C geltend machen konne.

11 Das FA beantragt,
das FG-Urteil bezliglich der hilfsweise erhobenen Feststellungsklage aufzuheben und die Feststellungsklage als
unzuldssig zu verwerfen.

12 Die Klagerin beantragt,
die Revision des FA zurlickzuweisen.

13 Sie unterstitzt die Entscheidungsgriinde des FG-Urteils.

Entscheidungsgrunde
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Die Revision des FA ist begriindet. Sie fuhrt zur Aufhebung der Vorentscheidung und zur Verwerfung der
Feststellungsklage als unzuldssig (§ 126 Abs. 3 Nr. 1 FGO). Das FG ist zu Unrecht von der Zulassigkeit der
Feststellungsklage ausgegangen. Der Zulassigkeit steht die in § 41 Abs. 2 Satz 1 FGO angeordnete Subsidiaritat der
Feststellungsklage entgegen, denn die Klagerin hatte ihre Rechte im Wege der Gestaltungsklage geltend machen
konnen.

1. Der Senat ist sachlich fur die Entscheidung Uber die Revision des FA zustandig. Gemaf Buchst. AV. Senat Nr. 1
des Geschaftsverteilungsplans des Bundesfinanzhofs (BFH) fir das Jahr 2017 ist der V. Senat zustandig fir
Umsatzsteuer von Steuerpflichtigen mit den Anfangsbuchstaben A bis K, mit Ausnahme der Nummern 1 Buchst. a, 5
Buchst. b, 6 beim VII. Senat. Hiervon umfasst werden jedenfalls dann auch Revisionen, die Feststellungsklagen
bezuglich der Erteilung einer Steuernummer fur Umsatzsteuerzwecke zum Gegenstand haben, wenn fur die
Beurteilung des Feststellungsinteresses bereits ergangene Umsatzsteuerbescheide von Bedeutung sind.

2. Die Subsidiaritat der Feststellungsklage (8 41 Abs. 2 Satz 1 FGO) ist eine negative
Sachentscheidungsvoraussetzung (BFH-Urteile vom 3. September 2009 IV R 38/07, BFHE 226, 283, BStBL Il 2010,
60; vom 10. Mai 1977 VII R 69/76, BFHE 123, 94, BStBL Il 1977, 785; zur Subsidiaritat der Feststellungsklage vgl.
auch BFH-Urteil vom 11. Dezember 2012 VII R 69/11, BFH/NV 2013, 739), deren Vorliegen das Revisionsgericht in
jeder Lage des Verfahrens von Amts wegen zu prufen hat (z.B. BFH-Urteil vom 15. Januar 2015 | R 69/12, BFHE 249,
99, Rz 11).

a) Gemaf? § 41 Abs. 2 Satz 1 FGO kann eine Feststellung nicht begehrt werden, soweit der Klager seine Rechte
durch eine Gestaltungs- oder Leistungsklage verfolgen kann (BFH-Urteile vom 9. Dezember 2009 X R 54/06, BFHE
228,111, BStBL 1l 2010, 732; vom 3. September 2009 IV R 38/07, BFHE 226, 283, BStBL I 2010, 60; BFH-Beschluss
vom 12. August 2011 VII B 159/10, BFH/NV 2011, 2104). Dies ist der Fall, wenn das FA (ber die begehrte
Feststellung in einem Verwaltungsakt entscheiden muss, den der Klager durch Gestaltungsklage anfechten kann
(BFH-Urteile in BFHE 226, 283, BStBL Il 2010, 60; vom 1. Februar 1973 IV R 1/72, BFHE 108, 517, BStBL Il 1973,
533).

b) Die Klagerin hat die Umsatzsteuerbescheide des FA B fiir die Jahre 2006 bis 2010 vom 20. Marz 2013 bereits mit
dem Einspruch angefochten. Gegen die Einspruchsentscheidungen in diesen Verfahren, in denen das FA B auch uber
seine Ortliche Zustandigkeit entscheiden muss, kann die Klagerin klagen.

) Daraus, dass die Klagerin in diesen Verfahren die Aufhebung der Umsatzsteuerbescheide nach & 127 AO nicht
allein wegen fehlender ortlicher Zustandigkeit des FA beanspruchen kann, ergibt sich kein berechtigtes Interesse
der Klagerin an der Feststellung, welches FA ortlich zustandig ist.

aa) Nach & 127 AO kann die Aufhebung eines Verwaltungsakts, der nicht nach & 125 AO nichtig ist, nicht allein
deshalb beansprucht werden, weil er unter Verletzung von Vorschriften iber das Verfahren, die Form oder die
ortliche Zustandigkeit zustande gekommen ist, wenn keine andere Entscheidung in der Sache hatte getroffen
werden konnen. Diese Regelung dient der Prozessokonomie. Der Vorschrift liegt die Erwagung zugrunde, dass das
Interesse an einer gesetzmafiigen und gleichmafiigen Steuerfestsetzung dasjenige der Steuerpflichtigen an einem
formal rechtmaRigen Verfahren Giberwiegt und dass der Steuerpflichtige bei gebundenen Verwaltungsakten, fur die
weder ein Ermessens- noch ein Beurteilungsspielraum besteht, allein durch die Verletzung der Vorschriften Uber die
ortliche Zustandigkeit nicht beschwert ist, wenn sich die Entscheidung als sachlich richtig erweist. In § 127 AO
kommt der gesetzgeberische Wille zum Ausdruck, Verfahrensmangeln im Verwaltungsverfahren ein geringeres
Gewicht als sachlich-rechtlichen Mangeln beizulegen und rechtlich gebundene Verwaltungsakte, fiir die weder ein
Ermessens- noch ein Beurteilungsspielraum besteht, bestehen zu lassen, wenn sie sich als materiell-rechtlich
zutreffend erweisen (BFH-Urteile vom 30. November 2016 V R 48/15, BFH/NV 2017, 265; vom 8. September 2011
II R 47/09, BFH/NV 2012, 67).

bb) Die in § 127 AO vorgesehene Anfechtungsbeschrankung kann nicht umgangen werden, indem wegen
Verfahrensfehler i.S. des § 127 AO die nicht zur Aufhebung des Bescheides fuhren, eine Feststellungsklage erhoben
wird. Eine solche Feststellungsklage wiirde dem Sinn und Zweck des & 127 AO, Verfahrensverzogerungen zu
verhindern, widersprechen (BFH-Beschluss vom 2. August 2012 V B 68/11, BFH/NV 2013, 243; vom 19. Mai 2008

V B 29/07, BFH/NV 2008, 1501).

d) Der Anspruch auf den gesetzlichen Richter (Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG) bleibt hiervon unberihrt.
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23 aa) Denn gemaR § 38 Abs. 1 FGO ist das FG ortlich zustandig, in dessen Bezirk die Behérde, gegen welche die Klage
gerichtet ist, ihren Sitz hat. Auch wenn die Klage gegen einen von einer ortlich unzustandigen Behorde erlassenen
Steuerbescheid gerichtet ist, ist das FG ortlich zustandig, in dessen Bezirk die ortlich unzustandige Behorde ihren
Sitz hat.

24  bb) Im Ubrigen kommt eine Verletzung des verfassungsrechtlichen Anspruchs auf den gesetzlichen Richter (Art. 101
Abs. 1 Satz 2 GG) nur bei willkurlichen Verstofien in Betracht, d.h. wenn bei verstandiger Wiirdigung der das GG
bestimmenden Gedanken nicht mehr verstandlich erscheint und offensichtlich unhaltbar ist
(Nichtannahmebeschlusse des Bundesverfassungsgerichts vom 4. September 2008 2 BvR 1321/07,
Hochstrichterliche Finanzrechtsprechung 2009, 189; vom 9. November 1987 2 BvR 808/82, Bayerisches
Verwaltungsblatt 1989, 595; BFH-Beschlisse vom 1. September 2016 V S 24/16, BFH/NV 2017, 49; in BFH/NV 2008,
1501). Davon kann angesichts der gesetzgeberischen Grundentscheidung in & 127 AO keine Rede sein.

25 3.Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 1 FGO.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 4 von 4


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201750270/

	Urteil vom 24. August 2017, V R 11/17
	Leitsätze
	Tenor
	Tatbestand
	I.

	Entscheidungsgründe
	II.



